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Beklagte und Revisionsbeklagte.

} ber ?. Senat des Bundessozialgerichte hat auf die

> mündliche Verhandlung vom 240 April 1968 durch

Senatspräsident
(

' ' R i c h t e r
it t '

„
'_ —Vorsitzender -9

Bundesrichter — „
Dr; K l ä ß‚-

Bundesrichter -'_j Dr° K r e b'sa

Bundessozialrichter AZ
_

N o‘t t b o h m und_

Bundessozialrichter' "_ H_e i m a n n

' für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

_VLandessozialgerichts Baden—Württemberg vom 28° Äprilu

1965 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten° . .
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’Die Klägerin war bis zum 510 Dezember 1960 als Steno—

typistin bei der Geschäftsstelle Kassel eines Frank—

furter Baukunternehmens beschäftigt° Am 2° Januar 1961
meldete sie sich arbeitslos und beantragte die Bewilli—

gung vön Arbeitslosengeld (Alg)° Ihrer Arbeitsbeschei—
nigung nach hatte sie einen Gehaltsanspruch von monat—■

lich 506, _, DMbruttoo”Tariflich standen der Klägerin
zusätzlich 1 1/2 Monatsgehälter im Jahr zu° Außerdem

hatte die Bank — wie bereits in früheren Jahren —
“1960 freiwillige Leistungen in Höhe eines Monatsgehältes;

Üausgezahlt im April und November je zur Hälfte, ge—
währt '

Das Arbeitsamt legte der Berechnung des Alg insgesamt
455y2 Monatsgehälter zugrunde und bewilligte das danach

zustehende Alg nach einem wöchentlichen Einheitslohn

von 151 DM (das entspricht einem Alg von 54990 DM
wöchentlich, 9,15 DM taglich) für 25@ Wochentage°

Hiergegen erhob die Klägerin Widerspruch; auch die

freiwillige Leistung in Höhe eines weiteren Monatsge—
‚ihaltes mügge der Berechnung des Arbeitslosengeldes

zugrunde gelegt werden° Mit Widerspruchsbescheid vom

18° Mai 1961 (ergänzt durch eine vervollständigte

Rechtsbehelfsbelehrung vom 150 Juni 1961) wies die
Beklagte die Einwendungen der Klägerin zurück; die

freiwillige Leistung bleibe als einmalige Zuwendung

nach % 90 Abs„ 5 Satz 5 des Gesetzes über Arbeitsver—

mittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) außer

Betracht° Mit ihrer Klage hatte die Klägerin keinen

Erfolg (Urteil des Sozialgerichts —SG—Karlsruhe vom ‘
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1240 Juni 1965)° Die zugelassene Berufung wurde
.

vom Landessozialgericht (LSG) Baden—Württemberg '

zurückgewiesen (Urteil vom 280 April 1965)o
‘l‘führte im wesentlichen aus: Die außer dem tarif—IJ

f°li°hen Jahresgehalt von 15 1/2 Monatsbezügen gewährte

;‘Weitere Zahlung der Bank sei eine einmalige Zu—
}.

i'wendung i S von $ 90 Abs„ 5 Satz 5 AVAVG° Diese
'„ freiwillige Leistung„ die im Jahre 1960 im april

&
' und November mit jeWeils einem halben Monatsgehalt

gezahlt;worden sei, unterscheide sich erheblich von

E*übm sogenannten "15„ Monatsgehalt" (genauer 15 1/2),
; das tariflich abgesichert sei° Im Gegensatz dazu „„„

_

bestehe auf diese Sonderzahlungen keinerlei tarif—‘ ;

(;lioher oder vertraglicher Rechtsanspruch Es handele
‚eich hierbei nicht um ein weiteres Monatsgehalt,

! ‚

Tysondern
um zwei Sonderzahlungen, die nur zusammen

„
der Höhe nach einem Monatsgehalt ent8prachen Sie

'séien lediglich
aus ZWeckmäßigkeitsgründen g.

“féeitig mit den tariflichen Zahlungen im April und
JN0vember 1960 geleistet worden° Diese beiden Sondere;a“

';zahlungen hätten auch nicht anteilsmäßig zugestan»
‚den, wenn ein Arbeitnehmer vor Jahresende ausgeschien

den oder das Arbeitsverhältnis gekündigt”■gr° Sie ”■t;

gehörten nicht zum laufenden Abbeitseinkommen und 215

' müßten naeh alledem als einmalige Zuwendungen bei ;

_der Berechnung des Alg unberücksichtigt.bleibeno;?jé‘

Ti” 2evision wurde zugelassen°

Die
Klägerin hat Réviäion

eingelegt und (sinngemäß)

beantragt, ‘Q_„
‚ . ‚

‘ ’JJ' " '-»?4;;a_;P'"

das angefochtene Urteil und das Urteil des

SG Karlsruhe vom 24° Juni 1965 aufzuheben

sowie die Beklagte unter Abänderung der '

Verfügung vom 16° Januar 1961 und unter Auf—
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hebung des Widerspruchsbescheides vom
18° Mai 1961 zu verurteilen‚ das Alg nach

einem Monatseinkommen von 611,40 DM

zu berechnen° '

In ihrer Revisionsbegründung hat die Klägerin

Verletzung des 5 90 Abs° 5 Satz 5 AVAVG sowie des
S 160 Abs 5 der Reichsversicherungsordnung (EVO)

gerügt und im wesentlichen ausgeführt. Die freiwil.ligen

Sonderzahlungen der Bank gehörten ihrem Wesen nach

ebenfalls zum laufenden Arbeitseinkommen und seien

daher anteilsmäßig (1/12) beim Bemessungsentgelt für
das Alg zu berücksichtigen, auch wenn sie jährlich
nicht auf einmal‚ sondern in zwei Raten gleichzeitig

mit den tariflichen Leistungen im April und November
ausgezahlt Wurden° ES widerspreche Nortsinn und Sprach—

gebräuch9 alsdann von einer einmaligen Zuwendung zu
reden° Nicht auf die Bezeichnung dieser Zahlungen

komme es an, söndern darauf, daß sie als Gegenleistung
' für die Dienste der Klägerin gemeint waren und deshalb

Entgelt i Sf des'% 160 Abs 1 EVO darstellten Zu—
sätzliche Leistungen des !Arbe1tgebers seien aber auch

' dann Entgelt‚ wenn weder eine gesetzliche noch eine

vertragliche Léistungspflicht hierfür bestehe„

Die
Beklagte beantragt

die Revision als
unb% ründet zurückzu.weiseno

ZWeck des % 90 Abs„ 5 Satz 5 AVAVG Sei9 im Vergleich

zum durch50hnittlichen wöchentlichen oder monatlichen
Arbeitsentgelt eine unverhältnismäßig hohe Bemessungsé

grundlage für das Alg auszuschließen, wenn einmalige
éuwendungen gerade in den kurzen Bemessungszeitraum
fallen° Damit solle auch etwaigen Manipulationen beim

Abgang (Ausscheiden) von Arbeitnehmern vorgebeugt werden<

_.5_
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Bei den Zahlungen an die Klägerin im April und

November 1960 handele es sich nicht um ein weiteres
Gehalt, sondern um zwei getrennte freiwillige Son-

derzahlungen, unabhängig vom regelmäßig wiederkeh_

' renden Arbeitsentgelt, deren jede für sich eine ein—

b melige Zuwendungi„S° des 5 90 Abs„ 5 Satz 5 AVAVG
därstelle° Eine Umlegung auf 12 Monate sei nicht

möglich; weil ein anteilsmäßiger monatlicher Anspruch

nicht bestanden habe„

111 _'

‚Die naeh 5 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) zugelassene Revision ist form- und frist—'

gerecht eingelegt sowie (nach Fristverlähgerung)

_begründet worden" Sie ist daher zulässig, konnte

jedoch sachlich keinen Erfolg haben°

4-'
4

Die Berechnung des Alg ist in 5 90 AVAVGgéfegei%;"

' Nach Abs° 4 bemißt sich der Hauptbetrag des Algzlgw;
nach dem im Bemessungszeitraum in der Arbeitsstunde

durchschnittlich erzielten Arbeitsentgelt, verviel—

facht mit der Zahl der Arbeitsstunden, die sich als

Durchschnitt der tariflichen regelmäßigen wöchent—

lichen Alleit52eit der Beachäftigungsverhältnisse

im Bemessungszeitraum ergibt° Das nach Monaten be-

messene Arbeitsentgelt wird nach der Berechnungs—

formel des Abs° 5 der Grundlage des Abs° 1 entsprechend

umgerechnet° Einmalige Zuwendungen bleiben außer Be— U

tracht (% 90 Abs° 5 Satz 5 AVAVG)° [ , x.■;_ »

1
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Als einmalige Zuwendungen i„SQ dieser Vorschrift

(und zugleich auch LS° des 5 460 Abs„ } RVG) Sind

die beiden Sonderzahlungen des Bankinstitutes an die

Klägerin in Höhe je eines halben Monatsgehaltes im

April und November 4960 zu bewerten° Zwar definieren

_
weder%90 Abs°5 Satz 5 AVAVGnoch5 160EVOunmittel—
bar den Begriff "einmalige Zuwendung"° Die amtliche

Begründung zu 5 5 des Gesetzes über die Änderung einiger

Vorschriften der Reichsvereicherungsordnung vom 25° 4

Dezember 4956 (BGBl I so 4128), durch den der Abs„ 5„.“
' dem 5 460 EVO hinzugefügt wurde, nennt jedoch als

_
einmalige Zuwendungen "Gewinnanteile, Gratifikationen ;

und ähnliche Bezüge, die nicht in jedem Monat zu er» V”

[ warten sind" (vgl° auch AN 4957, 4‘sowie die Komm„ zum
AVAVG: Draeger/Buchwitz/Sohönefelder, % 90 $nm° 4 und

I‘Krebs, % 90 Anm io)„ Diesen Beispielen zufolge sind ”

unter "einmaliger Zuwendung" Leistungen zu verstehen? "

>die nach Art und Anlaß nicht zum laufenden Arbeite— ‚':
entgelt gehöreno Auch das Bundessozialgericht (BSG)

hat in seiner Rechtsprechung (vgl„ BSG 16, 91 ff)

bereits entschieden, daß Bezüge, "die ihrem Wesen
_

nach nicht zum laufenden Arbeitslohn gehören", zu den j1

einmaligen Bezügen zu rechnen sind; es hat hielVon ‘

allerdings die den Bankangestellten nach den Tarifver—

trägen für das private Bankgewerbe gezahlten "drei hal—

ben Monatsgehälter" ( das sogenannte 45° Monatsgehalt)9
auf die ein tarifrechtlicher.Anspruch besteht, ausgenom—

men°

Im Unterschied zu diesen tariflich verankerten drei

halben Monatsgehälternist jedoch auf die beiden
Sonderzahlungen im Falle der Klägerin‚ wie das LSG

bindend festgestellt hat (% 165 SGG), kein Rechts—

anspruch erwachsene ’ '

..‘7_.
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Die Bezeichnung als "einmalige freiwillige Sonderezr

zahlung" wäre für sich allein freilich nicht aus—

‘schlaggebendo_Als weitere Wesensmerkmale einer}; ‘_
einmaligen Zuwendung haben zu gelten‚ daß es

'

sich um "nicht in ständiger Wiederholung zu zah_ ._
.lenden Bezüge, die den Arbeitnehmern; in der Regel
aué*besbnderen Anlässen gewährt werden und viel—:

‘fach der Höhe nach nicht von vornherein bestimmt

sind, ferner auch Bezüge, deren Fälligkeit nicht
feststeht" (vgl° BSG 46, 95) handelt° Diese
€ese■£merkmale treffen — im Gegensatz zu

dem43°

’ä0natsgehalt — auf die beiden freiwilligen Sonder—
zuwénduhgén der Bank zu° Nach den tatsächlichen-;
Feststellungen des LSG(% 165 see) hängt deren

izahlung davon ab, daß der Bankvorstand sie für

jedes Jahr_neu genehmigt° Jene jährliche Ge—
nehmigung deutet darauf hin, daß die Leistung

nur bei gutem Geschäftsergebnis gezahlt werden 3g
{fund im Zusammenhähgg'mit dem Ausschluß eines Rechts—

:Vanspruchs die Möglichkeit erhalten bleiben soll? " „
die Sonderzahlung unter Umständen auch nicht V.

zu gewähren° Selbst wenn diese Vorbehalte in
„der Regel kaum aktuell werden — in mehreren>üjgf

Jahren zuvor war hintereinander gezahlt werden %
‚>

so bedeutet die Möglichkeit, diese Sonderzahlungen

Wieder einzustellen, nichts anderes, als üdaßfadieuLeistung

nicht bedingungslos in ständiger Wiederholung

gewährt wird° Wie sich aus.den unangefochtenen

Feststellungen des LSG ferner ergibt, lagen beiden

(freiwilligen) Sondérzahlungen jeweils besondere

Anlässe zugrunde° Im April stand neben dem Gesichts-

punkt eines einmaligen zusätzlichen Arbeitsentgelts
auch der Gesichtspunkt der Gewinnbeteiligung,

wenn—
gleich er hinter ersteren in seiner Bedeutung zu—

'.rücktrato'Die freiwillige Sonderzahlung im November
wurde als sogenannte ■eihnachtsgratifikation be— „

mirkt„ Wenn die beiden Sonderzahlungen im April und

November je auf ein halbes Monatsgehalt bemessen und

_ 8 _'1"M‘
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zugleich mit den tariflichen Monatsgehältern ausgezahlt..

—wurden, obschon sie von dem alljährlichen Beschluß des

VVorstandes abhängig und in der Höhe nicht von vornherein
' festgelegt waren? so ist darin nur ein vereinfachter

Rechnungs— und Zahlungsmodus zu erblibkeno Ihr Charakter

als einmalige Zuwendungen wurd hierdurch nicht verändert°

j1Überdies stand grundsätzlich die Sonderzahlung anteils—V.

mäßig nicht zu, wenn ein Arbeitsnehmer vor Ablauf des '
_*Jahres ausschied oder wenn des Arbeitsverhältnis im Zeitéil

punkt der tatsächlichen Zahlung bereits gekündigt war„

Nach alledem sind die Sonderleistungen des Benkunterneh—j'

g
mens an die Klägerin keine in Ständiger Wiederholung zu

_
zahlenden Bezüge und dämit kein laufendes Arbeitsentgelt9

“jedes auf 42 Kalendermonate aufzuteilen wäre° Sachlich und

_rechtlich handelt es sich vielmehr hierbei — unbeschadet

_
potentieller Entgelteigenschaft von ?all zu Fall— um zwei

einmalige Zuwendungen ioS„ von 5 90 Abs° 5 Satz 5 AVAVG°

}
VAls solche müssen sie jeweils für die Bemessung des Alg

itaußer Betracht bleiben°

bDeshalb ist die Revision der Klägerin als unbegründet—}

zurückzuweisen (% 470 Abs„ 4 Satz 4 SGG)O

t Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGGO
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